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Die Vansnaimen des "tabshauptants sind nicht gesignet, den Tatbostand der 

tuonderung, Deportation, Geruanisierung, Raesenverfolgung au erfuollone 

le iirtosugftlieno Aumnutzung der benetzten Laonóor war Sache asa sArsoawmftn- 
ministeriuns, Spoom und Goerings. (s. *rotokoll 5. 1298) | 

2. Behandlung der Folen in den eingegliederten Ustgebieten war mein das 
Ama. Himmler hat dem Stabshauptant verboten, in diese Frage einsgugrele- 
fen, daher nicht unterrichtet ueber Evakulerung von Yolen. Die aX uh 
Zen wurden Anfang 1941 verboten, Soweit evakubrt worden war, handelte 
os eich wa ordnungagcseosso Umsiedlungen ine Generalgouvernexent, dic sich 
dureh nichts von der heute vorzenammenen Umpisdlung auo der 7506300203 
unierschieden. 
Ag ertation von olen zu Zwangsarbeit wurde vom Stabshauptant nich’ 
Gurehgefuehrt und widersprach seinen Aufgaben, da noch 500 000 doutoocuo 
Unsisdler untergebraeunt weruen sollten, die sich in Unsiedlungn Lagos 
ohne Arbeit und —— bofanden. 
Dio Durohfuohrung der deutschen Volksliste erfolgte nicht dureh die 
(Behauptung der Anklage auf 5. 1318 dtsehetrotok.), sondern durch 
Stellen dee Neicheinnemministeriums, ie handelte eich un keine jands 
vorfolgunge da die Meldwng zur Volksliste freiwillig erfolgte und nur 
von Leutechetaauaigen. Hic Veberweisung von Deutschen, dio eich Bicht 
meldeten an die Hta,lo. gem. Zrlesse Ve 16.2.42 (R 112 UJA 3097 Wlace 1) 
widerspricht dem nicht, da os sich un eine rein gicherhoitepolisollicie 
Massnale handelte und gegen :ehrdienstvorwoi;erer gerichtet were ange 
sind dio dort angefuchrten Erlasse Ii und ILI Erlasse der Stacie, dio 
in Gegensatz au der Auffassung des Stabshauptantes standen und euch 
deswegea nicht durchgefuehrt wurden, 
Hie Anpiedlung von Seutschon ist weder erfolgt noch landbesétz Llerau 
bosc.lagnahnt worden, 

6. Ranshlaunaime von polnischen ‘rivetbesita ist weder dureh SS, nook d 


^tebehauptent erfolgt, sondern dureh den Dosuftraiton fuer 


plan und des Reichsarnsehrungsninisteriun, Das Seachlagnaimercsat Qu: 
' 
LI 


AX fusarto nicht zu igentunsversenderung oder Bonitawecheel, dio Eya» 
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kuierung, Deportation oder Ansiedlung von"hassedeutsehen " kaw, Belolmung 


ueberzeougten 
von/Nazis im Gefolge hatten, (S. 13199 dtsch. ‘rotoke ) (e diente lediglich 


als llandhabe gzogenueber dem Generalverwalter des beschlagnahmten Veonoe ong 
sur provisorischen Unterbringung von Umsiedlern washrend des Äriagen. | Die 
Aufstellung in R 92 UGA 312 S. 12/13 zeigt lediglich den Unfang des vum 
Generalverwalter verwalteten Vermoegeng. Das im Bereich von I, Bodenaaatorn 
@inesogene Vernoegen betrifft Enteignungen aus kriegewichtigen Gruenden 
Zur Anlage von Truppenusbungsplestzen, Flugplaetzen und RuestunyageLoenae ¢ 
die im gleichen Umfang im Altreich erfolgten. [im uebrigen waren gas Gre © 
Ziff. 2 in R 92 grundsastzlich Enteignungen verboten. Ns handelt sieh bei 
der Aufstellung nieht nur um 4 Aenter, sondern um die gesanten wiodore ings- 
gliederten Ontgebiete, Soweit in diesen Faellen Enteignungen erfolgt sind, 
war volle Intschasdigung vorgesehene 

T. Dengegenusber kann das Dok. 1352 PS, USA 176 (Protok. 5 1056, 13254168) ) 
keine Durchfuohrung von Beschlagnahmen oder Deportationen dureh dio © 
bewoison, da es eich um Vorschlaege eines unnaes;eblicnen annos nameng 
Kugehe ‚Bandelt, der kein SS-Angehoeriger war und wegen Unfachigkeit verab- 
eehiedet wurde. Die Vorsohlaege wurden auch abgelehnt, 

Se Die Beschlagnahme von Kunstgegensteenden (R 145, Trialbrief gagen dio 
SS} Se 34) ist nicht durch die 95 erfolgt, sondern durch die "aupttrouhande 
stelle Ost. ig handelt sich lediglich um die Wiedergabe von deren beschlag- 
nahmeverfuegung durch das RSHA., “le Munstgegenstaende sind im uobrigon 


nicht gepluendert, sondern in iseen usberfushrt worden. 





Bidesstattliche Erkl 


I, Siegfried Go lli n g, geb. 5.8.1906 in Stettin, Regierungsrat beim 
Reichskommissar fuer die Festigung deutschen Volkstuns, Stabshauptamt, 2.21. 


im Untersuchungsgefaengnis Nuernberg, being duly sworn depose and say: 


Ich war vom 1.9. 1940 bis 1945 juristischer Sachbearbeiter in der Abteilung 
Landwirtschaft des Stabshauptamtes. Als solcher hatte ich nicht nur die 
juristischen Fachfragen dieser Abteilung zu bearbeiten, sondern war insbe- 
sondere auch demit beauftragh die Zusammenarbeit mit den anderen Abteilungen 
des Stabshauptamtes und mit anderen Behoerden aufrecht zu erhalten. 

Auf Grund der durch meine Arbeit erworbenen Kenntnisse erklaere ich zu den 
in der Anklage gegen die SS mit dem Wort "Germanisierung" zusammengefashten 
Vorwuerfeng sowie sie in der Anklagerede vom 14./15. 1241915 Seite 1298 ff 
des amtlichen Protokolls unter Ziffer 2a bis f erwaehnt sinds 
a) Der Reichskommissar fuer die Festigung deutschen Volkstum hat sich mit 

der Ausnuetzung der Produktionsmoeglichkeiten in den eingegliederten 
Ostgebieten, deren Ergebnisse der nationalsozialistischen Kriegsnaschine 
zustatten kommen sollten, nicht beschaeftigt. Die Organisation der ge- 
werblichen Wirtschaft, insbesondere der Industrie, waren Angelegenheit 
des Wirtschaftsministeriumg, des Ministeriums fuer Bewaffnung und Muni- 
tion oder Goerings und des Vierjahresplans, 

Mit der Behandlung der Polen in den eingegliederten Ostgebieten, hatten 
die Behoerden des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volkstims 
Stabshauptamt und Volksdeutsche Mittelstelle nichts zu tun, da die Bear- 
beitung aller Fragen der fremden Minderheiten schon vor Gruendung des 
Stabshauptamtes von Himmler dem Chef des Reichssicherheitshauptemtes 
Heydrich uebertragen worden waren und Himmler dem Stabshaáuptant verboten 
hatte, in die Bearbeitung dieser Fragen irgendwie einzugreifen. Heyürich 


und die Staatspolizei sahen in der Behandlung der fremden Minderheiten 


immer nur die PERRA: vis Aufgabe und sis bemsechtigten sich 


ganz und gar diese Aufgabengebietes, Die Beamten des Stabshauptemtes 
haben verschiedentlich versucht, diesen polizeilichen Betaetigungsdrang 
einzuschraenken, der fuer Volkstumsangelegenheiten sachverstaendige Ab» 


teilungsleiter Dr. Stier gebrauchte z.B, staendig die Wo 
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Volkstumspolitik nicht mit dem Polizeiknueppel machen duerfe = aber gegene 
ueber der Bedeutung Heydrichs blieben derartige Versuche ohne Ergebnise 
Infolgedessen wurde auch das gtabshauptamt ueber die Evakuierungsaktionen der 
Verwaltungsstellen in Westpreussen und Posen, die in der Hauptsache bereits 
abgeschlossen waren, ehe es seine Taetigkeit ueberhaupt aufgenommen hatte, nicht 
einmal unterrichtet. und konnte sich ZeBe nur mit Schwierigkeiten die statisti» 
schen Berichte, die in Ps 2916 Band 1 veroeffentlicht sind, verscheffene Nachdem 
die Hauptmasse der Evakuierungen Ende Oktober 1939 erledigt waren, sind meines 
Wissens von der staatspoliztei nur noch kleine oertlich begrenzte Evakuierungs- 
aktionen durchgefuehrt worden. Anfang 1941 verbot Himmler als Reichskommissar 
weitere Evakuierungen voellig. Dieses Verbot wurde nach aussen hin mit Verkehrs» 
schwierigkeiten begruendet. 
Diese sogenannten Evakuierungen durch oertliche Verwaltungsstellen in unmittel- 
barem Zusammenhang mit dem Polenfeldzug und die Aktionen der Staatspolizei wa- 
ren in Wirklichkeit Umsiedlungen der Polen in das Generalgouvernement, dessen 
Regierung fuer die Aufnahme, Unterbringung und Betreuung der Umsiedler verant- 
wortlich ware Diese Massnahmen unterschieden sich in keiner Weise von der jetzt 
1945/46 durchgefuehrten Umsiedlung der Deutschen aus der Tschechoslovakeie 
An allen diesen Vorgaengen war die SS als Organisation weder jemals beteiligt, 
noch auch hatte sie FE P davon wie die deutsche Oeffentlichkeit, 
c) Mit der Deportation von Polen als Arbeitskraefte fuer das Reich oder gar fuer 
die Konzentrationslager ist das Stabshauptemt niemals befasst gewesen. Seine 
Aufgabe "Hereinholung Deutscher im Reich und ihre Ansi¢igung* hatte es zu einer 
diametral entgegengesetzten Haltung gezwungen, da die Sauckel-Aktion die vom 
Stabshauptamt fuer die Deutschen benoetigten Arbeitsplaetze mit fremden Staats- 
angehoerigen besetzte und damit die Arbeit des Stabshauptamteg behinderte, 
Denn es befanden sich in den Lagern der Volksdeutschen Mittelstelle noch rund 
5oo ooo Deutsche, fuer die weder Arbeit noch Wohnungen Zu beschaffen waren, 
weil die Betriebe genuegend billigere auslaendische Arbeitskraefte durch die 
Aktion Sauckel erhalten konnten. 
In den 1918/19 vom deutschen Reich abgetrennten Teilen der damaligen Provin- 


zen Posen unà Westpreussen wohnten 1959 noch immer 600 ooo Deutsche, nachdem 


bereits in den Jahren nach der Abiennung ueber 1 Million ausgewandert ware 
ne 
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Nur dieser Vblkerrechtlich durch die Minderheitenschutzverträge laengst 
anerkannte Bevoelkerungsteil in den eingegliederten Ostgebieten sollte 
und konnte durch die deutsche Volksliste erfasst werden, Die Aufnahme 
in die deutsche Volksliste geschah auf freiwillige Meldung (vgle Abse 
15 und 21 der Durchfuehrungsbestimmungen des Reichsninisteriums des 
Innern vom 13.3.1941, 2916-PS Band 1941, Seite 196). 
Die deutsche Volksliste ist kein Werk der SS, sondern wurde durch einen 
Verordnung der Reichsregierung vom 4.3.1911 oränungsgemaess als ge- 
setzliche Einrichtung geschaffen, Das Dokument in P3-2916 vom 124951910 
(USA Beweisstueck Nr. 3à7) ist ein Schreiben Himmlers an den Reichsin- 
nenminister, s Reichskommissar fuer die Festigung deutschen Volks- 
tuns verfasste. Die Verordnung vom 4.3.1941 hat der Reichsinnemninister 
mit den ordentlichen Verwaltungsbehoerden, den Landraeten, Regierungsprae~ 
sidenten und Reichsstatthaltern (Oberpreesidenten) durchgefuehrt. Die 
SS hat die Verordnung nicht durchgefuehrt, 
Der mir vorgelegte Erlass Himmlers vom 16.2.1942 (R 112, Usa-Beweis- 
stueck Nr. 309) (s Nr. 420 VII /4l - 1761) betrifft Deutschstaeumige 
die ihre Eintragung in die deutsche Volksliste nicht beantragen, ist 
ein vom Himmler persoenlich unterzeichneter Erlass der Staatspolizei, 
das ergibt sich aus dem Aktenzeichen, Er beruehrt einen in das Arbeits- 
gebiet der Staatspolizei gehoerenden besonderen Tatbestand, Dabei wider- 
spricht er den vam Innenminister£wm vor und nach dem Erlass festgehalte- 
nen Grundsatz, dass die Anmeldung zur deutschen Volksliste freiwillig 
war. Er fuehrte keine Aenderung dieses Grunäsatzes herbei, Er trat 
lediglich der, besonders in Westpreussen erkennbar gewordenen Absicht 
entgegen, dass Deutsche sich durch Unterlassung des Antrages der Wehr» 
pflicht entzogen, Wie waét der Erlass ueberhaupt angewandt wurde, war 
im — unbekannt, Jedenfalls aenderte er an dem Grundsatz, 
dass nur Deutsche zum Bekenntnis Zur Zugehoerigkeit zum deutschen Volk 
durch ihren Antrag zugelassen wurden, nichts, 
Die in R 112 gleichfalls enthaltenen 3 weiteren Erlasse vom 1642.12 be- 


treffend Behandlung der in Abt, 4 der deutschen Volksliste eingetragenen 


Personen, vom 1.7.1942 betreffend Umsiedlung der Angehoerigen der Abt á 
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der deutschen Volksliste und vom 28.7.1942 betreffens Unsiedlung und Ein- 
satz der Angehoerigen der Abt. l der deutschen Volksliste sind in der 
Hauptsache Erlasse der Staatspolizei. Der erste Erlass ist von ihr ohne 
Mitwirkung des Stabshauptamtes herausgegeben worden! Es widersprach auch 
der Regelung und versagte seine zur Durchfuehrung notwendige Mitarbeit, 
weil es eben diese Methoden des Polizeiknueppels bekaempfte, Deshalb hat» 
te die Staatspolizei durch den Erlass vom 1.7.1942 die Anwendung auf 
Einzelfaelle beschraenken missen. Erst dann wurde durch den Erlass vom 
2867.42 die Durchfuehrung fuer Einzelfaelle - dies wurde ausdruecklich 
betontr moeglich gemacht, Tatsaechlich wurde aber durch den Widerspruch 
des Stabshauptamtes die Durchfuehrung ueberhaupt verhindert, Diese Erlass- 
sammlung war keine *"Germanisierungsaktion*, sondern nur der Versuch der 
Staatspolizei, in die Behandlung von Deutschen einzugreifen, die sich als 
solche im Verhaeltnis zum polnischen Staat nicht bewaehrt hatten, 

Die Ansiedlung von Deutschen ist unterblieben, Es ist zu diesem Zweck 
auch kein Landbesitz beschlagnahmt worden. 

Die Beschlagnahme von Privatbesitz erfolgte weder durch die SS noch durch 
das Stabshauptemt des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volks» 
tuns, sondern PN den Vierjahresplan und das Reichsernaehrungsministeriu 
mit Hilfe von dessen Generaelvermlter, Die dem Reichskommissar gestellte 
Aufgabe diente lediglich der Durchfuehrung der Veroränung ueber die Be- 
schlagnahme in den besetzten,ehemals polnischen Gebieten vom 5.10.1939 
(Veroränungsblatt fuer die besetzten Gebiete in Polen, Seite 25) und der 
Nachpruefung der Taetigkeit des Generalverwalters im Einzelfall (vgl.Ver- 
ordmung ueber die oeffentliche Bewirtschaftung Lande und forgtwirtschafte 
licher Betriebe und Grundstueoke in den eingegliederten Ostgebieten vom 
12.2.1940 Reichsgesetzblatt I Seite 355) ° Die in der Verordnung vom 17. 
9.1919 (Reichsgesetzblatt I Seite 1270) Beschlagnahme) genannte Taetigkeit 
des Reicbskomnissars war keine Eigentumaenderung, hatte keinen Besitz- 


+’ 


wechsel zur Folge, bedeutete keinen sugrittjf oe Wy 
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di e Wirtschaftsfuehrung, war keine Veranlassung zur Eyakuierung oder Depor- 
tation der Zivilbevoelkerung, bereitete nicht die An iedl t tschen 
yore Alle solche Massnahmen kamen nach Par, | unà 3 der Verordnung vom 
12.2.1940 als unzulaessig nicht in Betracht und waeren unwirksam gewesen, 
Dieser Beschlagnahme konnte deshalb auch nicht dewfuer dienen, Anhaengern 
der NSDAP oder Angehoerigen der SS Lanäbegitz als Belohnung zu verschaffen, 
was van Reichskommissar fuer die Festigung deutschen Volkstums sowieso vor» 
boten war, und war auch nicht geeignet, den Unsiedlern Landbesitz zu ver» 
schaffen, um ihnen einen Ausgleich fuer ibm im Herkunftsland zurueckge- 
lassenes Vermoegen zu geben» All das kommt in dem Dokument R 92 USA~Exhe 
312 (Interne Richtlinien fuer die Anwendung der Verordnung vom 17.961940) 
in den Bemerkungen in Ziffer 1 und 2 zu Par. | und in Ziffer 7 zu Pare 9 
zum Ausdruck, wo auf die Bestimmungen der Verordnung vom 12,2,1940 hinge- 
wiesen ist. |Die Statistische-Meldung in R 92 gibt den Umfang der Taetig- 
keit des Generalverwalters bei der Beschlagnahme wieder, Die 4 Bodenaenter 
die in der Meldung genannt sind, umfassen den ganzen Raum der eingeglieder- 
ten Ostgebiete,. " 

NN Das Beschlagnalmerecht benutzte das Stabshauptamt als Handhabe zur Unter» 
bringung von Ungiedlern. Umsiedler sollten waehrend des Krieges nur provi- 
gorigoh als Treuhaender untergebracht werden, ohne dass damit ihre endguel- 
tige Ansiedlung schon gesichert wuerde, Zu diesem Zweck verenlasbte das 
Stabshauptamt den Generalverwalter die Umsiedler als Treuhaender einzusetze 
obwohl sich der Generalverwalter bereits mit anderen Mitarbeitern versorgt 
hatte und diese nun wieder entlassen musste/ Unter ihnen befanden sich 
zahlreiche, die die von ihnen bewirtschafteten Betriebe zu erwerben gehofft 
hatten, insbesondere solche, die nach 1918 aus den ehemals deutschen Pro- 
vinzen Posen und Westpreussen hatten abziehen muessen, ‘auch deren Wieder- 
gutmachungswuenschen gegenueber setzte das Stabshauptemt seine Absicht 
durch, Ronnte das aber erst mit Hilfe der Veroränung vom 17.9.1910 errei- 
chen, 


N Y x 
NS Unabhaengig davon, dass es gar nicht die Absicht des Stabshauptamtes war, 
die Unsiedler schon waehrend des Krieges enágültig anzusiedeln, es haette 


dies nach Ziffek $ III des Fuehrererlasses vom 7.10.1939 (Rs 686) auch 





gar nicht gekonnt, we e ch Reichsernae ister die be 
der dw c ichen Sied vorbehalten ware In soweit hatte sich der 
Fuehrererlass an das Gesetz ueber die Neubildung deutschen Bauerntung, das 
etwa im Jubi 1933 $rlassen wer, gehalten. Der Reichskommissar, Stabshauptamt, 
konnte und sollte sich 4eber die alten Prinzipien der laendlichen Siedlung 
und der Agrarrefom prof hinwegsetzen. 

W$ Nach den Erlaeuterungen Ziffer 2 zu Par. 8 im R 92 waren den Dienststellen 


des Reichskommissars grundgaetzlich Einziehungen d.h, Enteignungen untere 
sagt, worden. Es sind Binziehungen auch nur auf Grund besonderer fuer den 
Einzelfall gegebener Anweisung des Stabshauptemtes vor.:enoumen wordene Dar- 
ueber hinaus waren keine Einziehungen geplant, da die Erfordernisse der 
Nachkriegszeit nicht zu uebersehen waren, Sonderenweisungen wurden nur ge~ 
geben, wenn aus kriegswichtigen Gruenden ein Eigentumswechsel unvermeiälich 
war, so bei der Beschaffung von Land zwecks Anlegung von Truppenuebungs~ 
plaetzen, Flugplaetzen, Industriewerken, aber nicht zwecks Ansiedlung». Sol- 
che Massnahmen wurden auch im alten Reichsgebiet in Zahlreichen Fasllen 
durchgefuehrt und hatten umfangreiche Besitzveraenderungen Py d deutschen 
laendlichen Bevoelkerung zur Folge, Es kann keinesfalls alg eine Auspluen~ 
derung der Zivilbevoelkerung eines besetzten Gebietes angesehen werden, wenn 
solche Massnahmen nunmehr auch in den eingegliederten Ostgebieten durchge- 
fuehrt wurden. Man kann billiger Weise waehrend des Krieges erwarten, dass 
die Bevoelkerung besetzter Gebiete die gleichen Lasten traegt, wie das 

Volk im Innern des Reiches. Im uebrigen gilt fuer alle hiermit befassten Be» 
hoerden, dass sie auf rini ee Anoränungen und Ermaechtigungen 
handelten, sowie dass fuer sie als deutsche Behoerden der Erlass ueber die 
Eingliederung der Ostgebiete vom 8.10.1939 rechtsgueltig und wirksam war, 
Die eingegliederten Ostgebiete mussten mithin von deutschen Behoerden als 
Reichsgebiet behandelt werden. Dies gilt auch fuer das Stabshauptamt. Al~ 
lein die Anlegung der Truppenuebungsplaetze Bisia in Oberschlesien, Konin 
und Warthelager im Warthegau, Thorn und Konitz in Westpreussen und Mawa 

im Regierungsbezirk Ziechenau erforderten mehr als 270 ooo ha. In ganzen 
sind bis Kriegsende etwas ueber 300 ooo ha Flaechen und zwar ausschliess- 


lich zu solchen besonderen Zwecken eingezogen wordene TUM | Il 


qo Stabshauptamt hat niemalg die Ansicht vertreten, dass das zur Ansied 
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lung der Umsiedler benétigte Land den polnischen Eigentuemern etwa entschae- 
digungslog enteignet werden sollten, Der Fuehrererlass vom 741091939 
schrieb dem Stabshauptamt im AbsatzVvor, zur Landbeschaffung das Gesetz ueber 
die Landbeschaffung fuer Zwecke der Wehrmacht vom 29.341935 anzuwenden, 
tschaed de rbegit vorsieht, Nach- 
dem jedoch von dritter Seite (Beauftragter fuer den Vierjahresplan Goering) 
mit der allgemeinen Landbeschlagnahme bereits eingegriffen worden war, konn- 
te dieses Landbeschaffungsgesetz fuer Zwecke der Wehrmacht keine Anwendung 
mehr finden und es musste zunaechst bei der Beschlagnahme verbléiben, bis 
eine endgueltige gesetzliche Regelung eintrat. Diese Ansicht des Stabshaupt- 
amtes koennte aus dem Aktemmaterial, sofeern dieses verfuegbar waere ein- 
deutig bewiesen werden, 
yy Die Bemuehungen der in den Provinzen Fosen und Westpreussen lebenden 
Deutschen, dim ihr durch die polnische Agrargesetzgebung 1919/39 entschae= 
digungslos enteignetes Land, das inzwischen mit polnischen Kleinbauern be- 
siedelt worden war, zurueckzugeben und damit ihre landwirtschaftlichen Rest» 
betriebe wieder lebensfaehig zu gestalten, hat das Stabshauptamt scharf 
‚abgelehnt, da es die am leSeptember 1939 bestehenden Besitzverhaeltnisse 
waehrend des Krieges nicht zu aendern beabsichtigte, 
e Den in den mir vorgelegten Dokument 1352-PS genannten Kugche kannte ich 
aus meiner frueheren Taetigkeit beim Reichsnaehrstand fluechtig. Er war 
Diplomlandwirt und vor dem Kriege beim Reichsnaehrstand in Breslau angestell 
Ich fand spaeter seine Berichte in den Akten und erkundigte mich bei der 
Dienststelle des Stabshauptemtes in Kattowát$ nach ihm, Ich erfuhr, dass er 
1940 als Angestellter des Bodenamtes taetig war, Seine Aufgabe, die sich auf 
die karteimaessige Erfassung der Besitzverhaeltnisse beschraenkte, hatte 
ihn nicht befriedigt. Deshalb machte er die Vorschlaege in den Berichten, 
Als die abgelehnt wurden, wurde ihm nahegelegt auszuscheiden. Er hat das 
auch getan, Der SS hat er meines Wissens nicht angehoert. Er wurde spaeter 
Reserveoffizier in einem Infanterieregiment. Seine Berichte stammen aus einer 
Zeit als die Verordmng vom 17,9.19lo noch nicht erlassen waren, sie bewei- 
sen nur, dass er die Aufgaben des Reichskommissars und seinen eigenen Auf- 


trag voellig missverstanden hatte 
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dass er dareuf-hin den Abschied genommen hat. Die Ablehnung seiner Vorschlae 
ge kommt auch in dem Brief des Zentralbodenamtes vom 29.5.1940 der in dem 
Dokument 1352-PS erscheint, zum Ausdruck, 

Wp). Der mir vorgelegte Erlass Himmlers vom 16.12.1939 (R 143) enthaelt die Wie- 
x dergabe einer Beschlagnahmeanordnung der Haupttreuhandstelle Ost van Dezem- 
ber 1939 wiedergegeben vom Reichggicherheitghauptamt fuer dessen Dienst- 
stellen, Mit den Aufgaben des Stabshauptamtes hat der Erlass nichts zu tune 

Anlaeskiich eines Sonderfalls erkundigte ich mich im Sommer 1942 nach der 
Taetigkeit der wegen der Kunstwerke und des historischen Materials einge- 
setzten Sachverstaendigene Vom Referenten der Haupttreuhandstelle Ost wure 
de mir darauf mitgeteilt, dass der eingesetzte Treuhaender seinen Auftrag 
bereits bis zur Erstellung eines Abschlussberichtes durohgefuehrt habe, So- 
weit er Beschlagnahme durchgefuehrt habe, habe er die Ueberfuehrung der Ge- 
genstaende in die proviziellen Museen in Kattowitz, Posen und Danzig und 
Zwar ausschliesslich an diese veranlasste Beschlagnahmte Einzelgsgenstaen- 
de muessten dort vorzufinden seine Es habe sich lediglich um eine Sicherung: 
massnahme behandelt, 


“.oo..., $0»»09909050000990940055 


Signature of affiant ^ 


Subscribed and sworn to before me this ^ 2. day of July 1946 at Nuremberg. 
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Ya dL eate t a odia Es 


Name , grade, ASN 


I. L IKOVCKA , being thoroughly conversant with the English 
and German languarge, certify that I have acted as interpreter for the 
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swearing of the above affidavit, ANS. 
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Affidavit creuta I 


Das Stabshauptant des RK nicht gebildet, um die -laeno der Evakuierung 
Unsiodlung, Beschlagnahme, Deportation usw. (1681 d. dtsch. -rotokolls) 
durehzufuchren, da 
l. Das Stabshauptant zur Zeit der Anlaufens dieser Vorgaenge noch nicht 
bestand 
Das Durcheinander dor Uusiedlungmassnahnen (uebermoteem Aff, 2) 
einen gemeinsamen Vorgeimwoerungsplan unwahrscheinlich erscheinen lassen 
das Stabshauptant nichts mit der Rueckfuenrung der Deutschen aus den 
Ausland © Sache der Volksdeutschen Mittelstelle - und der Ausschaltung 
den schaedigenden Einflusses volksfrender Bevoelkerungstoile - sache 
deg RSHA - au tun hat, 
Himnler als Roeishakommissar eingesetzt wurde, weil or Zufaellig don 
italienischen Innenminister Buffarini kannte und zusammen mit diesen 
die Unsiedlung der Suedtiroler durchgefuenrt hatte, 
Die Reden Himnlers in "eta 1318-25, Vharkow, Bad Schachen (1-70) und 
Posen (1919-79) den Mitarieitern des Stabshauptamtes unbekannt waren 
und in ihren diesbeaueglichen Asusserungen zu der friedlichen, durch 
Zwischenstaatliche Vereinbarungen geregelten Klasrung der Minderheiten 
fragen in Widerspruch stehen. 


TN 





Eidesstattliche Versicherung, 


I, Rudolf Creutz, geb.6.April 1896 in Triest, 

ehemals SS-Oberfuehrer, letzte Dienststellung: Sachbear- 
beiter fuer Personal und innere Verwaltung im Stabshaupt- 
amt des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volks- 
tuns, persoenlicher Referent des Dienststellenleiters und 


sein Vertreter, being duly sworn, depose and say: 


le Die Behauptung der Anklage, das Stabshauptamt des 
Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volkstums sei 
gebildet worden, um die Plaene der Evakuierung, Umsiedlung, Be- 
schlagnahme, Deportation usw.zu schaffen und äurchzufuehren, 
ist falsch, da das Stabshauptamtzur Zeit des Anlaufens die- 


ser Vorgaenge noch gar nicht bestand. 


— 


| 8. Die Vorgaenge spielten sich vielmehr wie folgt ab: 

L— 

Ende September 1939 Beginn der Evakuierungen in den 
Provinzen Posen und Westpreussen, 


5.0ktober 1939 Beschlagnahme der polnischen Ver- 
moegen durch den Beauftragten fuer 
den Vierjahresplan, Goering. 


6.0ktober 1939 Reichstagsrede Hitlers mit Ankuen- 
digung der Schaffung klarer Volks- 
tumsgrenzen durch Umsiedlung. 


7 Oktober 1939 Erlass des Fuehrers zur Festigung 
deutschen Volkstums, 


8.Uktober 1939 Eingliederung der Provinzen Posen 
à und Westpreussen ins Deutsche Reich, 


9,Oktober1939 Beginn der Umsieälung Beutscher 
aus Estland und Lettland durch die 
Wolksdeutsche Mittelstelle. 


13.0ktober 1939 Auftrag Himmlers zur Errichtung des 
Stabshauptamtes des Reichskommissars 
fuer die Festigung deutschen Volks# 
tums . 


17,Uktober 1939 Beginn der Errichtung des Stabs- 
hauptamtes,. 


18.0ktober 1939 Errichtung der Haupttreuhandstelle 
Ost durch Vierjahresolan, Goering. 


20.0ktober 1939 Eintreffen der ersten deutschen Um- 
siedler aus Lettlanä unà Estland. 


NL 





NM 


— 


25.0ktober 1939 Verleihung der deutschen Staats- 
angehoerigkeit an die in den einge- 
gliederten Gebieten lebenden Deutschen 
durch den Reiehsinnenninister. 


31.0ktober 1939 Beendigung der Hauptmasse der Evakuie- 
rungen. 


$1.Uktober 1939 Das Stabshauptemt erreicht beschraenkte 
Arbeitsfaehigkeit. ] 

3. Kein Sachkenner, insbesondere nicht die Leiter der 
Behoerden des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen 
Volkstums oder deren Mitarbeiter, hat aus diesem Durcheinander 
der verschiedensten “assnahmen einen ihnen gemeinsam zugrunde- 
liegenden Verschwoerungsplan festgestellt. Auch hat weder das 
Stabshauptemt noch sein Leiter jemals Weisungen von “imnler 
erhalten, die das Vorhandensein eines Verschwoerungsplanes im 
Sinne der Anklage andeuten koennten. 
4, Anlaesslich der Auftragserteilung Himnlers an den 
Leiter des Stabshhuptamtes am 13.0ktober 1939 gab Himnler 
davon Kenntnis, 

A. dass die Aufgaben der,Zurueokfuehrung der Reichs- 
Volksdeutschen aus dem Auslanä„der Volksdeutschen Mit 
telstelle, 

B,und dass die Aufgaben dep„Ausschaltung des schaedigen- 
den Einflusses volksfremder Bevoelkerungstcile dem 
Chef der Sicherheitspolizei und des SD als polizeiliche 
Aufgabe 

von ihm, Himmler, bereits uebertragen worden seien. Das Stabs- 
heuptemt habe sich also in diese beiden Aufgabenteile nicht 
einzumischen, 

5, Der im Fuehrer-Erlass vom 7.O0ktober 1939 erteilte Auf- 
trag war die logische Fortsetzung des zwischen dem Deutschen 
Reich und Italien geschlossenen Abkommens ueber den Austausch 
der beiderseitigen Minderheiten, Sueätiroler Umsiedlung. Kein 
Angehoeriger der Behoerden des Reichskommissars fuer die Festi- 


gung deutschen Volkstums het eus dem Fuehrer-Erlass etwas ande- 


rcs herausgelesen als den Schon anlaesslich der Suedtiroler 
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Umsiedlung an Himmler erteilten Auftrag des Austausches 

der beiderseitigen Minderheiten zur Vermeidung jeglicher 
Reibungen zwischen den beteiligten Staaten, Insbesondere 

ist niemand auf den Gedanken gekommen, dass durch die Per- 

son Himmlers die SS mit der Durchfuehrung dieser Aufgaben 
beauftragt werden sollte, denn die Durchfuehrung der Sued- 
tiroler Umsiedlung war nur deswegen Himmler uebertragen wor- 
den, weil er mit dem damaligen italienischen Innenminister 
Buffarini befreundet war unà dadurch etwaige Meinungsver- 
Schiedenheiten leicht beilegen konnte, Die Mitarbeiter des 
Stabshauptentes wussten, dass Himmler aus diesem Grunde,also 
zufaellig, zu diesem neuartigen Reichsauftrag gekommen war. 

6. Die von der Anklage erwaehnten Reden Himmlers, die er 
in Metz, in Charkow, in Bad Schachen und in Fosen gehalten haben 
Soll, waren den Miterbeitern des Stabsheuptemtes des Reichskom- 
missers fuer die Festigung deutschen Volkstums unbekannt, Himm- 
ler hat auch derartige Aeusserungen zu Mitarbeitern des Stabs- 
heuptamtes niemals geten. Er hat auch niemals entsprechende 
Weisungen im Sinne dieser Reden gegeben. Es ist auch kein 
Mitarbeiter auf den Gedanken gekommen, dass ihre Arbeit zu 
derartigen Gedankengaengen fuehren koenne, Die friedliche, 
durch Vertraege der beteiligten Staaten geregelte Klaerung 

der Mincerheitenfregen schloss jede ungesetzliche oder gegen 
die Humanitaet verstossen. gewalttaetige Loesung aus, 


] 


Nuernberg, den 23, Jun , 


> 2) 
eb ae. A lie s 
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Subseribed and sworn to before me this 


7 


y 
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I. IVETA LIKOVSKA _, being thoroughly conversant 
with the English and German languages, certify thet I have 


acted as interpreter for the sweering of the above affidavit. 


hat, Qe! 





Stabshauptamt des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volks- 


tum (RK) keine Dienststelle der SS, 


le 


2e 


da vom 6000 Beschaeftigten hoechstens 600 der SS angehoerten ,von 

15 Abteilungsleitern nur 7 der SS angehoerten 

das Rasse- und — SS dann die geiegnete Stelle gewe- 
sen waere, 

die leitenden Beamten Juristen und Ministerialbeamte waren, die auch 
nicht duroh die SS beeinflusst wurden, 

SS-Siedlungsantraege wurden ebenso waehrend des Krieges abgelehnt 
wie SA-Siedlungsantraege, wenn auch der Antrag durch einen Befehl 
Himmlers unterstuetzt wurde 

die SS als Organisation nicht zur Durchfuehrung der gestellten Aufga- 
ben herangezogen wurde 

de& SS-Angehoerigen die Aufgaben und Organisation des Stabshauptantes 
nicht kennen konnten, da ihnen darueber nichts bekannt gemacht wurde, 


Himmler selbst in seiner Posener Rede (1919-PS) die Taetigkeit des 


Um 


| 
Stabshauptamtes bei der Aufzählung der Taetigkeit der SS ekwachnte 
das von der Anklage zum Beweis angegegene NS-Jahrbuch 1941, 2163-PS 


kein amtlicher Begicht ist und den Tatsachen widerspricht, 


QI 





7 Eidesstattliche Versicherung, 


I, Ulrich Greifelt , geb.8.Dezember 1896 in Berlin, 
ehemals SS-Obergruppenfuehrer und General der Polizei, 

letste Dienststellung: Leiter des Stabshauptemtes des Reichs- 
kommissers fuer die Festigung deutschen Volkstums seit Oktober 


1939, being duly sworn, depose and say: 


1) Das Stabshauptamt des Reichskommissersfuer die Festigung 
deutschen Volkstums war keine Dienststelle der SS, sondern 

eine Reichsbehoerde. Die Miterbeiter des Stabshauptamtes 
wurden nicht von der SS (SS-Personal-Hauptamt oder SS-Er- 
geenzungsemt) gestellt, sondern zum Teil von den anderen 
Reichsministerien, zum ueberwiegenden Teil jedoch von den 
Arbeitsaemtern zur Verfuegung gestellt. Ob diese Mitarbei- 

ter der SS angehoerten oder nicht, ob sie ueberhaupt positiv 
zur NSDAP, standen oder nicht, war bei ihrer Auswahl voellig 
unerheblich - ausschlaggebend war allein ihr fachliches 

Wissen und Koennen. Im Jahre 1942 wurden einschliesslich 

der deutschen Umsiedlungs-Treuhand-G.m.b.H. (2000 Angestellte) 
rund 6000 Personen beschaeftigt, hiervon duerften hoechstens 
rund 600 Personen der SS angehoert haben. Von 15 Beschaeftig- 
ten Abteilungsleitern waren 7 Angehoerige der SS, von 15 komman- 
diereaten Beamten waren 4 SS-Ansehoerige, die uebrigen rund 
5400 nicht der SS angehoerenden Mitarbeiter sind nicht belastet 
und nicht in Haft. 

2) Waere an die Beauftragung der SS gedacht gewesen, so waere 
doch zweifellos das bereits seit Jahren bestehende Rasse- und 
Siedlungshaytamt-SS die dafuer geeignete Stelle gewesen. Seine 
Herenziehung waere naeherliegendygewesen als die Aufstellung 
einer neuen Dienststelle. Vom Rasse- und Siedlungshauptamt-Ss 


ist unmittelbar nicht ein einziger Beamter in die Dienste des 


IT 
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Stabshauptemtes uebergetreten. 

3) Die fuer die Arbeitsweise des Stabshauptamtes massgeblichen 
Beamten in Schluesselstellungen gehoerten ueberwiegend der SS 
nicht an, da fuer diese Stellen Juristen und erfahrene Ministerial- 
beamte eingesetzt wurden, Eine Beeinflussung dieser Beamten 

in SS-maessigem Sinne hat nicht stattgefunden. Es gab auch kei- 
ne mittelbare Beeinflussung äurch die SS, auch nicht durch eine 
besondere Schulung oder Vorbereitung des SS-Angehoerigen durch 
irgendeine SS-Stelle. Siedlunespleene der SS wurden ebenso 
abgelehnt wie solche der SA. Beiden Stellen wurde mitgeteilt, 
dass dann, wenn nach dem Kriege mit der Ansiedlung von Deutschen 
begonnen wuerde, nur der Beruf des Siedlungsbewerbers berueck- 
Sichtigt werde, nicht aber seine Zugehoerigkeit zur SA oder SS, 
diese sei voellig unerheblich. Die Ablehnung der Wuensche der 
SS ist besonders eindrucksvoll, weil sich der Vertreter der SS 
Aem Stabsheuptamt gegenueber sogar auf einen eusdruecklichen 
Befehl Himmlers als Reichsfuehrer-SS berief, Diese neutrale 
Stellungnahme wurde vom Oberkommando der Wehrmacht stsendig 
unterstuetzt, das die Interessen der an der Front kaempfenden 
Soldaten zu wahren suchte, 

4) Auch die nachgeordneten Behoerden des Stabshauptamtes zogen 
keineswegs die SS als Organisation zur Mitarbeit heran: Beauf- 
tregte des Reichskommissars waren die staatlichen Prévinzialbe- 
hoerden, d.h.die Reichsstatthalter und Oberpraesidenten, denen 
zur Durchfuehrung dieser Aufgaben eigene Staebe zur Verfuegung 
stenden, Personeller und organisatorischer Aufbau dieser Staebe 
wurde vom Stabshauptamt nicht vorgeschrieben, da die Aufgaben 

in jedem Gebiet anders gelagert unä die Aufgaben je nach Anoränung 
des Beauftragten anders verteilt waren. 

5) Die Massnahmen des Stabshauptemtes des Reichskommissers fuer 


die Festigung deutschen Volkstums koennen die SS als Vrganisation 





NN 


3. 


nicht belasten, denn von mehr als 1000 SS-Angehoerigen konnte 
kaum einer wissen, wie Aufgaben und Organisation des Stabshaupt- 
amtes waren. Dies ist in der SS nie besonders bekannt gemacht 
worden, die Angehoerigm der SS wussten daher nicht mehr darueber, 
wie auch die deutsche Oeffentlichkeit, 
6) Himmler selbst hat die Aufgaben des Reichskommissars fuer 
die Festigung deutschen Volkstums nicht fuer die SS in An- 
spruch genommen. Dies war den Mitarbeitern des Stabshauptamtes 
gelaeufig und wird unter anderem auch aus Himmlers Rede in Posen 
erkennbar, da er bei der Aufzaehlung der SS-Sparten die Arbei- 
ten des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volkstums 
nicht erwaehnte, 
7) Die von der Anklage zitierte Veroeffentlichung im NS-Jehr- 
buch 1941-2163 PS- entspricht nicht den Tatsachen. Das NS-Jahr- 
buch enthaelt keine amtlichen Berichte. Der Satz, wonach zahl- 
reiche SS-Angehoerige taetig waren, kann sich allenfalls auf 
die uniformierten Umsiedlungskommandos der Volksdeutschen Mittel- 
stelle beziehen. 

Nuernberg, den 2 

/ 


"997929225259 
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Subscribed and sworn to before me this day of LL, SG fp 
— 


Aut Jf. * AA 7". f Ü = Cp t 27% 


T,AVETA LIMOVSKA , being thoroughly conversant with 
the English and German languages, certify that I have acted 
as interpreter for the swearing of the above afficavit. 
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k 


Affidavit Hofmenn I 


Richtigstellung von L 49, USA 473, Protoke 8. 1683/4 v. 20.12.45» 
le nicht, ‚Ansiedlung in eine fuer die Verdeutschung in Polen gelegene Gegend, 
sondern, in den wieder zum Reich gehoerenden, alten Deutschen Ogtprovinzen 
2. a) nicht: Emmigration-Zentrum (Auswanderer) =- EW 2 (Trial-Brief S. 36) 
sondern: Einwandererzentrala 
b) diese klaggifizierte nicht die Einwanderer und siedelte sie nicht an, 
sondern buergerte sie ein und die Ansetzung geschah durch Stabshauptamt 
des Reichskomnissars fuer die Festigung deutschen Volkstuns (nicht deg 
Reichgfueghrerg SS) 


3. Kein SS-Angehoeriger wurde waehrend des Krieges angesiedelt. 
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le Stabshauptamt keine S9-Dienststelle, sondery Reichsbehoerde. Ss - oder 
Parteimitgledschaft der Sachbearbeiter nicht erforderlich, Reichsbehoer- 
deg da) aus Erlass der Reichregierung (686-Ps USA 305) entstanden, 
Mittel vom Reichsfinenzminist.e; Recht auf Gebuehrenfreiheit, Weisungen 
en andere Behoerden, Bezahlung der Angestellten nach Tarif fuer oeffent- 
UMOR, CA PTAA 
Evakuierungen in Elsass-Lothringen und Luxemburg durch Chef der Zivil- 
verwaltung durchgefuehrt und RK lediglich an zurueckgelassens) Vermoegens- 
objekten interessiert fuer Unterbringung von Umsiedlern. 
Fuer Absiedler wer volle Entschaedigung vorgesehen. 


(R 114 USA 314 Protok. S. 1334, 1425, 1685 u. 3735) 
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Affidavit Greifelt IT 


le) Der Reichskomissar fuer die Festigung deutschen Volkstums nicht die 

logische Behoerde, um das Irogremm der Ausbildung der ss zurBeherr schung 
Europas zu formulieren und auszuueben (Protoke S, 1861 Rede Farr v, 
2oeXTI 45) 

Dem Chef des Stebshauptamts, SS-Obergruppenfuehrer und General der Poli- 
zei Greifelt, ist ein derartiges Program der 8 unbekannt, Er wie seine 
Mitarbeiter wären ungeeignet gewesen, ein solches durchzufuehren, da sie 
demit nicht uebereingestimmt haetten, 

Beweis hierfuer ist, dass verschiedane genannte nicht reinarische Umsied- 
ler wie die uebrigen Umsiedler vermoegensmaessig behandelt wurden. 
Sondern Aufgabe war, die Minderheitenfrage auf neuer Grundlage friedlich 
und endgueltig zu loesen, namlich durch Zurusckfuehrung der deutschen 
Minderheiten in den Deutschen Raum auf Grund der Vertraege mit Estland, 
Lettland, UdSsr, Rumaenien usw, 

Die Rusckfuehrung beweist, dass an eine dauernde Augdehnung der deutschen 
jeune nicht gedacht war. im uebrigen war die Behandlung von fremdvoel- 


kischen Menschen Sache des RHA. 


DI 
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I, UlrichGreifelt, geb. 8. Dez. 1896 in Berlin, ehemals SS-Ober- 
gruppenfuehrer und General der Polizei, letzte Dienststellung: Leiter 


des Stabshauptamtes des Reichskommissars fuer die Festigung Deutschen 


Volkstums, being duly sworn, depose and say: 


In der Anklagerede gegen die SS vor dem Internationalen Militaergerichts- 
hof in Nuernberg am 19/20.Dezember 1945 vertritt die Anklagebehoerde die 
Ansicht, dass 
le) die SS die logische Behoerde gewesen sei, um ein bestimmtes Programm 

der Verschwoerung zu formulieren und auszufuehren, und 
2.) dieses Programm de staendige Kolonisierung der eroberten Gebiete, 

die Zerstoerung der nationalen Existenz, 
dauernde Ausdehnung der deutschen Grenzen 


beinhalte. 


“uch in diesen Zusammenhang erklaere ich, dass es voellig abwegig ist, 


die S9 in organisatorischer oder sachlicher Hinsicht mit dem Arbeitsge- 


biet des Reichskommissars fuer die Festigung deutschen Volks 

welchen Zusammenhang zu bringen. 

Es kann als verhaeltnismaessig jungen SS-Angehoerigen (erst Juni 1933 
eingetreten) hier nicht meine Aufgabe sein, zu untersuchen, ob es eine 
besondere SS-Ideolozie gegeben hat, und ob diese zutreffendenfalls auf die 
Erziehung einer "Aristokratie fuer das neue Europa" oder auf aehnli che 
Utopien abgestellt war. Hierfuer stehen bestimmt berufenere Angehoerige 
der SS zur Verfuegung. Ich kann also fuer meine Person erklaeren, dass mir 
eine auf derartige Ziele abgerichtete S9-Ideologie nicht bekannt geword 

ist, und muss ausserdem feststellen, dass in meiner Dienststelle deg 
Reichskomnissars, jeter Stabshauptamt genannt, eine bestimntes "Verschwoe- 
rerprogramm" voellig unbekannt war, mithin also auch nicht verfolgt werden 
konnte, 

Schon die personelle Zusammensetzung dieser Dienststelle schliesst eine 


SS-ideologische Bindung aus, denn bis indie leitenden Posten won Haupt“ 


abteilungsleitern und selbstuendigen Dezernenten waren Nichtniteli 
u OF 
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der SS beschaeftigt. Diese, darunter auch đer Leiter der Rechtsabteilung, 
waeren bestimmt nicht die berufenen Verkuender oder Vertreter einer soge- 
nannten "SS-Ideologie" gewesen, ganz abgesehen davon, dass sowohl mein Ver- 
tretor im Ant als auch ich selbst keine “alten Kaempfer der fartei oder 
SS" waren, erst nach der Mabhtuebernaime zur Partei und SS kamen, daher 
oft als Eindringlinge und Neulinge schief angesehen wurden. Ich habe nie- 
mals an einer ideologischen Schulung der SS teilgenommen, kenne auch keine 
Sonderiäsologie der SS, wurde auch niemals zu einer Verschwoerung oder zur 
verbrecherischen Verfolgung der Ziele einer solchen angehalten oder erzo- 
gen. Ein solcher Versuch waere auch bestimmt fehlgeschlagen im Hinblick 
auf mein vorgeschrittenes Lebensalter und auf die anstaendige und zielbe- 
wusste Judenderziehung, die ich genossen habe, und die mir eine grade und 
in — und Ehrlichkeit festverwurzelte Grundauffassung von menschli- 
chen Leben vermittelt hat. 

Waere es Himmlers Absicht gewesen, die Arbeit des Stabshauptamtes mit einen 
sogenannten "SS-Geist" zu durchsetzen, so hastte er dasselbe sowohl in der 
Spitze als auch in der Gesamtheit des Personals anders besetzt. Ihm kam es 
hier eher auf eine sachliche und fachlich-geschulte Arbeit an, daher liess 
er mir auch freie Wahl bei dés Einstellung geeigneter Mitarbeiter, Uns, 
den SS-maessig nicht in jeder Hinsicht gebundenen Personen haette er be- 
stimnt nicht 

"die Formulierung und Ausfuehrung eines Verschwoerer programs" 

uebertragen. | 

Ein Beispiel dafuer, dass weder eine Nazi-Doktrin noch eine SS-Ideologie 
der Arbeit des Stabshauptamtes zu Grunde lag, bietet die Tatsache, dass 
auch nicht reinarische Umsiedler (Halb- und Vierteljuden) bei der Verwirk- 
lichung ihres Vermoegensanspruchs gegen das Reich ebenso behandelt wurden, 
wie jeder andere Umsiedler, so auf dem gewerblichen Sektor die Gebrueder 
Radlauer, im freien Beruf der rrer Gurland, in dar Landwirtschaft die 
juedisch versippten Familien von Huebschmann und von Korff, 

Eine "Verschwoerung" und die Vorbereitungen zur Erreichung ihrer Ziele 
setzt eine Arbeit auf weite Sicht voraus. Der Reichskomissar und seine 


Dienststelle wurde erst 1939 geschaffen, und sofort in eine grosse und neu- 


artige Arbeit gestellt. Bei dieser Arbeit kann es sich also nicht um eine 
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Verschwoerung handeln, und logischer Weise kann auch die Gesamtheit der 

SS nicht von dieser Aufgabe gewusst, geschweige denn auf ihre “urchfuehrung 
geschult worden sein. 

Weder die allgemeine Veffentlichkeit noch die SS konnten von dem Unfang 
dieses weitverzweigten Arbeitsgebietes, das alle Zweige des menschlichen 
Daseins in seiner “annigfalti;keit und seinem staendigen Wechsel beruehrte, 
laufend unterrichtet werden, zumal es sich oft in Auswirkung des Krieges 
nur um improvisierte Sofortmassnahmen voruebergehender Natur handelte, daren 
endgueltige Rechtsklaerung und Fundierung erst fuer eine friedliche Aufbau- 
arbeit nach dem Kriege vorgesehen und dann ueberhaupt erst moeglich war. 


1 


Die Arbeit des Reichskommissars war getragen von dem Willen, das Problem 
der deutschen Minderheiten ausserhalb der Reichsgrenzen einer friedlichen 
und endgueltigen Loesung zuzufuehren, einer Loesung, wie sie erstmalig 
deutsch-italienischen Abkommen ueber die Umsiedlung der Volks- und Reichs- 
deutschen aus Suedtirol herausgestellt wurde. Es bedeutete dies eine Revolu- 
tionierung der bisherigen Volkstumspolitik, naemlich den Verzicht auf 
voelkische Splittergruppen in fremdhoheitlichen Gebieten unä Zuruecknahme 
derselben in den deutschen Raum, im Gegensatz zur bisherigen Uebung, deut- 
sche Enklaven in Fremdvoelkischen Raeumen zu erhalten unà ihnen wirtschaft- 
liche und kulturelle Foerderung zuteil werden zu lassen. 
Auch die Zwischenstaatlichen Umsiedlungsvereinbarungen mit 
Estland von 15.X.1939) 
( betreff Baltendeutsche 
lettland vom 30.X.1939( 
UassR vom 16sX1.1939 auf Gegenseitigkeit im Bevoelke- 
rungsaustausch beider Interessen- 
zonen in ehemaligen Polen 


vom 30.4.1939 betr, Fluechtlingsaustausch 


vom 30. X. 1940 betr. Bessarabien, Nordbukowina 


zur spaeteren Zeit betr, Sowjetrepublik Litauen au 
Gegenseitigkeit 

zur spaeteren Zeit betr, Nachumsiedlung aus den Sow- 
jet-Republiken Bstland usLettland | 


vom 22,X.19l0 betr. Suedbukowina, Dobrudscha 
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dienten dieser Volkstumsbereinigung, an der die beteiligten Staaten in 
gleicher Weise interessiert waren wie das deutsche Reich, und zwar zwecks 
Vermeidung zwischenstastlicher Reibungen und Schwierigkeiten, 

Diese Umsiedlungen, denen wir dienten, waren in meinen und meiner Mitarbei- 
ter Augen ein Werk der Befriedung und keine Kampfmassnahme. 


An eine Kolonisierung eroberter Gebiete hat das Stabshauptamt niemals ge- 
arbeitet, ebensowenig, wie es mit der Zerstoerung der nationalen Existenz 
eines Volkes beschaeftigt war. Das Stabshauptamt hatte nur mit deutschen 
Menschen zu tun, ihm war die Bearbeitung von Fragen frenden Volkstums aus- 
druecklich untersagt, was am besten erhellt wird durch eine Aeusserung 
Himmlers mir gegenueber im Jahre 1940. Als ich eine Frage fremden Volks« 
tums bei ihm anschnitt, erhielt ich, entgegen der sonst ueblichen Verbind- 
lichkeit im Ton, die scharfe Antwort: "Kuemmern Sie sich nicht um Dinge, 
die Sie nichts angehen, [In uebrigen seien Sie froh, dass Sie nichts damit 
zu tun haben," Das Stabshauptamt hatte mit frendvoelkischen Menschen crund= 
saetzlich nichts zu tun, diese Aufgaben wurden als solche polizeilicher 
Natur vom Chef des Reichssicherheitshauptamtes und des SD (Heydrioh) vor- 
behaltlos fuer seinen Arbeitsbereich — anc cua von Himmler bereits 
in November 1939 schriftlich fixierte, vorher durch muendliehe Weisung 

und durch Einzelerlasse festgelegte Aufgaben - Dreiteilung der Aufgaben 
des Reichskommissars - Erlass AR/RF/I vom 3.11.1939 (Dokument 2916=Ps, 
Seite 13) ist unumstoesslicher Beweis bierfuer, | 

Die Ruechfuehrung der Volksdeutschen aus dem Ausland ist Beweis dafuer, 
dass an einer "dauernden Ausdehnung der deutschen Grenzen! beim Stabshaupt- 
emt nicht gearbeitet wurde .| Das Stabshauptamt hat sich immer mit allen 
Mitteln gegen die Rueckkehr umgesiedelter Volksdeutschär in ihr Horkunftg- 
gebiet gestraeubt, um einen Rueckfall in die alte Volkstunspolitik der 
Sc^affung von Stuetzpunkten vorzubeugen, | Die reinliche Scheidung der Volks- 
tuemer in Uebereinstiunung mit den gegebenen politischen Grenzen war dem 
Stabshauptamt Leitfaden fuer seine Ardeit,| Den starken Rueckkehrbestrebungen 
der Baltendeutschen, in ihre alte Heimat nach der deutschen militaerischen 


Besetzung von Estland und Lettland zurueckzukehren, wurde, obwohl diese 


weitgehende Unterstuetzung im Ostministerium (Rosenberg) fanden, energisch 





ing 


entgegengetreten, unerlaubt Zurueckgekehrte wurden wieder aus Jem Baltikum 


abveschoben, erforderlichenfalls unter Anwendung von Zwangsmassnahnene 


Signature of affiant 


Subscribed and sworn to before me this LA. day of July 1946 in Nuremberg. 


"À A % vd. LAA THA, bah 0 — ⸗ 


Name, grade, ASN 


I, 4. 2 Ze » being thoroughly conversant with 


English and German language, certify that I habe acted as interpreter for 


the swearing of the above affidavit. 


Marte? Mon, esee ne 





A 
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Affidavit Golling II 


sine) Einzelfall, in dem sich erwies, dass Himmler als Fuehrer der SS keine 
A ; 


f 
/ Y 
\ 


Befehle an das Stabshauptemt erteilen konnte, sondern nur als Reichs~ 


komissar, d.h. gemaess den ihm als Staatsorgan obliegenden Aufgaben und 


Rechtens 


Mg 





Eidesstattiiche Erklasrung. 


I, Siegfried, Georg, Paul, Gerhard Collin Z» geb. 5.8. 
1906 in Stettin, beim Reichskommissar fuer die Festigung 
deutschen Volkstums, Stabshauptamt Regierungsrat und juristi- 
scher Sachbearbeiter in der Abteilung Tandwirtschaft, 

etie duly sworn, depose and say: 

Die Anklage bahauptet, dass das Stabshauptamt des Reichs- 
kommissars fuer die Festigung deutschen Volkstums. sine Abtei- 
lung im SS Oberkonmando war, 


Hierzu erklaere ich auf Grund meiner Taetigkeit als Mitarbeiter 


des Stabshauptamtes. 
— 


[Im Mai 1942 kamder damalige stellvertretende Chef des Siedlungs- 
 emtes im Hass9- und Sisdlängshauptamt SS, Tesssraux, zu mir 
und legte mir einen kurzen Befehl des Reichsfushrers SS vom 
Maerz 1942 vor. Nach diesem Befehl wurde das Rasse- und Sied- 
lunzsehauptamt SS zu der einzigen Dienststelle erklaert, die sich 
mit der Ansisdlung von SS-Angehoerigen in der Landwirtschaft 
zu befassen habs; alle Siedlungsbewerber aus den Reihen der SS 
seien an diese Stelle zu verweisen; alle anderen SS-Dienststel- 
lon seien verpflichtet,ihre etwaigen Arbeiten in dieser Richtung 
an diese Stelle abzugeben, Gleichzeitig mit diesem Befenl legte 
mir Tesseraux den Entwurf von Durchfushrungsbestimmung®en vor, 
die unter anderem die Abgabe der Bearbeitung von Angelegenheiten 
der Umsiedler, die der SS angehoerten,an das Rasse- und Sied- 
lungshauptamt SS vorsahen,. Ich erklaerte die Sache nicht allein 
entscheiden zu kosnnen/ 
Tesseraux brachts daraufhin seine Sache bei dem Leiter des 
Stabshauptamtes, Greifelt, n meinem Beisein vor,.Dieser ər- 


klaerte nach kurzer Besprechung des Sachverhalts:"Also bitte 


ig 


/ 
J^ 
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bestellen Sie Ihrem Obergruppenfuehrer einen Gruss von mir, ich 
mache diese Sache nicht mit."Darauf verabschiedete sich Tesse- 
raux., Anschliessend sagte der Leiter des Stabshauptamtes zu mir: 
"Die SS kann uns doch keins Vorschriften machon,"und diktierte 
sofort noch ein in diesem Sinn ablehnendes Schreiben an den Chef 
des nasse- und Siedlungshaupamtes ss. ] 

Im Stabshauptamt bestand Klarheit daru9ber, dass es eine Reichs- 
b9hoerde und keine SS Dienststelle war und dass nur solche Wei- 
süngen Himmlers bindend fuer das Stabshauptamt waren, die er als 
Reichskommissar fuer die Festigung déutschén Volkstums erlassen 
hatte.Die SS konnts auch nicht tatsaecnlich auf das Stabs- 
hauptamt Einfluss nehmen, wenn ihr schon eine rechtliche Handhabe 
nicht gegeben war, weil der Leiter des Stabshauptamtes wie auch 


seine Mitarbeiter, einen Einfluss nicht zulisssen, 


Z7 Vs VL 


Sismature® of e m 


Subscribes and sworn to before methis day of ag CMM July 1946 


in Nuremberg. 


f «d La AS Alh ul 0327 


E Wame, grade e,/ ASN. 


MANAA being thoroughly conversant with English 
and German language certify that i have acted as interpreter for 


the swsaring of the above affidavit, 


Mare E. Chen, »s » 2 2 99»98 
Name, 





Affidavit Greifelt III 


oe em — 


Die Planung des Stabshauptamts betraf nicht Evakuierung und Umsiedlungen 
in ganz Europa (Protoke S. 1681 vom 20+XII.45) sondern die planvolle 
Eingliederung von Auslanäsdeutschen in den Deutschen Raum und petrag f 

(( uebersetzen )) 

Der Ausdruck *Menscheneinsatz" in 26ho -PS USA 323, ist irrefuehrend und 
gurueckzufuehren auf innerorganisatiorische Zusammenlegung der Abteilung 


Menschenverteilung plus Arbeitseinsatz ’ ist Menscheneinsatz. 


ALLE NN 
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I, Ulrich G 
fuehrer und General der Polizei, letzte Dienststellung: Leiter des Stabs- 


hauptamtes des Reichskomissars fuer dio Festigung Deutschen Volkstums, being» 
4. 
duly sworn, depose and say: 

In der Dianei gegen die SS vor dem Internationalen Militaergerichtshofe 

am 19/20. Dez. 1915 wird das Organisationsbuch der NSDAP (Dokument 2Ó6ljo-Pg) 

hinsichtlich der Aufgaben des Stabshauptamtes des Reichskommissars fuer die 

Festigung Deutschen Volkstums, in der Rede faelschlicher Weise als Abteilung 

des SS-Oberkommandos bezeichnet, wie folgt zitiert: 

" Dem Stabshauptamt des Reichskommissars fuer die Festigung Deutschen 
Volkstums liegt im Reich und in den unter der Oberhoheit des Reiches 
stehenden Gebieten die gesamte Siedlungs- und Aufbauplanung und deren 
Durchfuehrung ob, einschliesslich aller mit der Siedlung zusaumenhaengen- 
den Verwaltungs- und Wirtschaftsfragen, insbesondere der Menschenein=- 
satz zum Zwecke der Siedlung," 

In diesen Wortlaut, offensichtlich dem Fuehrer-Erlass vom 7.X41939 (Doku- 

ment 686-Ps) nachgebildet, erblickt die Anklage-Behoerde die "beabsichtigte 

und in Gang gesetzte Durchfuehrung eines Verschwoerungsprograms zur Eva- 
kuierung und Umsiedlung," 

Zur Frage der Liquidierung und Deportation fremden Volkstums ist in ande- 

ren Affidavits von meinem Vertreter im Amt und auch von mir Stellung genom- 

men worden, Zur Frage der Siedlung wird sich einer der hierzu praedestinier- 
ten Sachbearbeiter des Stabshauptamtes Aussern, sodass hier von mir dig Pra- 

ge der Planung eroertert werden soll, E 

Es liegt scheinbar die irrige Auffassung vor, als habe sich die Planung 

mit der Unsetzung und der wirtschaftlichen Verlagerung zanzer Voelker 

(Z.B. der Polen) befasst. Diese Meinung duerfte durch den Ausdruck "Men- 

scheineinsatz" entstanden sein. 

Es ist klar zu Tage liegend, dass derartige Fragen einer Bevoerlkerungsum- 

schichtung nicht waehrend eines Krieges aufgegriffen und entschieden werden 


koennen. So.sind derartige Grundsatzfragen auch nicht Gesenstand der #lanungs- 
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arbeiten des Stabshauptamtes gewesen. Unvermeidlich erscheinende Menschen- 
umsetzungen sind, soweit mir bekannt geworden nur im Rahmen des unbedingt 
Erforderlichen und dann auch nicht nach ueberlegter Planung, sondern jeweils 
nach Sonderweisungen Himmlers und den oertlichen Erfordernissen angepasst 
durchgefuehrt worden, und zwar durch die zustaendigen Organe der mit der Be- 
handlung fremävoelkischer Fragen beauftragten Dienststellen. Das Stabshaupt- 
amt hatte hiermit nichts zu tun, hat derartige Planungen nicht erstellt, 
sondern diese Behoerde hatte sich ausschliesslich mit deutschen Menschen, vor- 
nehnlich den Umsiedlern, zu beschaeftigen, und hatte danit ein ueberreiches 
Mass an Arbeit und Verantwortung. 

Das Wort "Menscheneinsstz" ist eine bestimmt nicht schoene Notloesung ge- 

e 
wesen, die auch nie befriedigt hat, aber Mengels eines Besseren hingenommen 
werden musste. Urspruenglich hiess diese Abteilung "Umsiedlung und Volkstum”, 
dieser Name wiess schon eindeutig auf eine rein-deutsche Aufgabenstellung 
hin. Als die Volksdeutsche Mittelstelle aus dieser Namensgebung Schwierig- 
keiten aus Gruenden der Verwechslungsmosglichkeit befuerchtete, musste eine 
Namensaenderung in Betracht gezogen werden. Es wurde zunaechst an die Be- 
zeichnung "Menschenverteilung® gedacht. Als dann zu gleicher Zeit diese Ab- 
teilung mit der Abteilung "Arbeitseinsatz" aus innerorganisatorischen Gruen- 
den zusammengelegt wurde, entstand; analog einer mathematischen Gleichung, 
die Loesung: 

Menschenverteilung plus Arbeitseinsatz ist gleich Menscheneinsatz, 

das ergibt den neuen, jetzt zur irrigen Auslegung fuehrenden Namen. Das ist 
die wahre Entstehung des Anstoss erre enden Wortes? "Menscheneinsatz". 

Aber nicht nur bezueglich der Menschen, sondern auch auf allen Gebieten des 
Lebens koennen waehrend eines Krieges endgueltige Verhaeltnisse nicht im vor- 
aus ueberblickt, theoretisch und abschliessend festgelegt werden, also fehlt 
euch die Voraussetzung fuer eine endgueltige Planung, es sei denn, es wuerde 
eine Unzahl von Alternativloesungen eroertert und geplant, die dann doch erst 
nach dem Kriege zur abschliessenden Diskussion und Entscheidung gestellt wer- 
den koennen. 


Es sei die Feststellung erlaubt, dass derartige Alternativplanungen auf 


theoretisch-wissenschaftlicher Basis doch wohl ebenso frei sein sollten wie 
F 


der Gedankenflug des Menschen ueberhaupt. 
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Der Begriff "Planung* wird fuer die Arbeiten des Stabshauptamtes auf die- 
sen Gebiet zweifellos in einen viel zu weit gespannten Rahmen gestellt, wie 
die nachstehend dergelegte Aufgliederung der Arbeiten zeigt. Nicht etwa 
einer europaeischen, oder sogar weltumfassenden Neuordnung dienten die an= 
gestellten Ueberlegunzen, sondern einer sorgfaeltigen Pruefung der innerhalb 
der deutschen Lebensverhaeltnisse zu Tage tretenden Maengel und Schwaechen, 
und daran anschliessend der Erarbeitung von Vorsehlaegen zur Behebung der- 
selben unter Auswertung aller neuzeitlichen Erkenntnisse auf wirtschaft- 
lichem, sozialem und verwaltungs-strukturellem Gebiet, 

Es muss hier klar herausgestellt werden: 

Niemals handelte es sich um eine zentrale, uebergeoränete Planung mit et- 
wa langjaehrig vorausblickender Zweckbestimmung, etwa im Sinne einer Ver- 
schwoerung zur Erreichung verbrecherischer Grossziele, sonder die Notwen- 
digkeit derartiger fachlicher Spezialplanungen ergab sich ebenso ad hoc 

aus dem Ablauf der Geschehnisse, wie auch die Schaffung des" Stabshauptam- 
tes des Reichskommissars fuer die Festigung Deutschen Volkstumg'" sich 
deutlich als eine Improvisation zur Loesung von Aufgaben, naemlich, der: 
Eingliederung von deutschen Menschen aus dem Ausland, fuer die zudem ande- 
re geeignete Behoerden nicht vorhanden waren, abzeichnet. Hier verweise 

ich auf ein gesondertes Affidavit, das diese Feststellung unter Beweis 
stellt, 

Die Planungsarbeiten des Stabshauptamtes - als Heuptabteilungsleiter und 
Mitarbeiter standen versierte Fachmaenner zur Verfusgung - erstreckten sich 
daher nur auf Fragen allgemeiner Art, ohne oertliche Bindungen, sondern 


fuer das gesamte Reichsgebiet anwendbar, wie Z.B.: 


^ lx 
V V 


P" ee | a.) optimale Gliederung der inneren Verwaltung in der Ordnung: Dorf - 


Hauptdorf - Stadt - Kreisstadt - Provinshauptstadt. 

2.) Groessenordnung in der Landwirtschaft, Idealverhaeltnis zwischen 
Grossgrundbesitz und Mseriiohe: Besitz (Vorarbeit fuer Bodenreforml) 
Gestaltung des baeuerlichen Hofes nach wirtschaftlichen, landschaft- 
lichen und klimatischen Verhaeltnissen, sowie in Anpassung an die Tech- 
nisierung in der Landwirtschaft, 

Technik in der Landwirtschaft. 


Gartengestaltung. 
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Hausgeraet und Moebel. 
Lanäschaftsgestaltung und Aufforstung. 
Wege- und Verkehrsnetz, 
Schaffung landwirtschaftlicher Industrien am Erzeugungsort (Vertikaler 
Verwertungsaufbau der landwirtschaftlichen Froduktion zwecks Vermei- 
dung von Transport-Leerlauf). 
lo.) Schaffung eines gesunden laendlichen Handwerks auf bodengebundener 
Grundlage. 
lle) Industrie-Standortwahl, Aufbau und Gliederung der Industrie. 
12.) Genossenscheftswesen. 
13.) Auflockerung ungesunder Bevoelkerungsdichten. 
lie) Gesundung der durch Realteilung nicht mehr lebensfaehigen laendlichen 
Gebieten, u.a.me 
Diese Fragen, bearbeitet in Gemeinsamsarbeit mit der Reichsstelle fuer Rgun- 
ordnung, deren Beamte in Zersonalunion auch fuer das Stabshauptamt taetig 
waren, dienten ausschliesslich einem friedlichen Aufbau des Gesant-Wirt- 
schaftslebens, also bestimnt keine verbrecherische-destruktive, sondern eine 
friedliche-konstruktive Aufbauarbeit ohne geheimnisvolle, verschwoererische 
np ann, ee Feststellung wird noch erhaertet durch die Tatsache, dass 
die Ergehisse dieser planerischen Ueberlegung immer wieder in einschlaegigen 
Fachzeitschriften vornehmlich in der Zeitschrift "Das neue Bauerntum! , ver- 
oeffentlicht und zur oeffentlichen Diskussion .estellt wurden. Die Qeffent- 
lichkeit, auch das “usland, wurde auf diesen Wege ueber Aufbauabsichten der 
Zunkunft unterrichtet und einschlaegige Fachkreise zur Mitarbeit aufzefor- 


dert, Das waere, wenn eine Verschwoerung mit verbrecherischer Zielsetzung 


| Dn AY t 


“mann aha» 


Name of Affiant 


am "erk gewesen waere, bestimmt nicht erfolgte] 


pee 


Subscribed and sworn to before me this // day of July 1946 in Nuremborg, 


Da a 


"s Aw? A 


f "?*932928954«4429595*9*9»997T32557v5 


lilt | ER 


Seins thoroushly conversant with English 
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en German language, certify that I have acted as interpreter for the 


swearing of the above affidavit. lw } 


"^, LUX \ n/ wi 


Namee 





Affidavit Creutz III 


— — SS 


Auffassung der Germanisierung durch die amtlichen Stellen und durch 
Himmler nicht im Sinne der Anklage, sondern im Sinner einer Vermeidung 
von fremävoelkischen Minderheiten, 

Im uebrigen Dok. 2915-Ps USA 306 (Protok. S. 1314) lediglich eine 
perfiodische Zeitschrift, , e i p ie 

Der Artikel Koppes* (Protoke S. 1320) betrifft nur die in den wieder- 


eingegliederten Ostgebieten geleistete Arbeit und nicht ein Ausdehnung 


der Granzen nach Osten, 


WN 
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Eidesstattliche Erklaerung, 


I, Rudolf Creut z, geb, 6,4, 1896 in Triest, SSeOberfuehrer der 
Waffen-SS, Dienststellung im Stabshauptamt: Leiter der Abteilung Personal =- 
Innere Verwaltung, Vertreter des Dienststellenleiters; 


being duly sworn, depose and say: 


Zu dem mir vorgelegten Dokument 2915-PS (Heft 6/7 der Monabsschrift 
"Deutsche Arbeit" vom Juni/Juli 1942) erklaere ich Folgendes: 


— 


| Die Monatsschrift "Deutsche Arbeit" erscheint seit 45 Jahren 


im Verlag "Grense und Ausland" G,m,b.H,, einem Privatunternehmen, das 


1, 


meines Wissens etwa im Jahre 1900 vom "Deutschen Schulverein" gegruendet 
wurde und spaeter dem "Volksbund fuer das Deutschtum im Ausland" nahestand, 


Der Verlag unterhielt weder mit der NSDAP noch mit der SS irgendwelche 


Beziehungen, 


2e Da der Verlag im Jehre 1942 die Herausgabe einer Sondernummer ueber 
die durch die Eingliederung der Provinzen Posen und Danzig-Westpreussen 

in das Reich entstandenen dem Reichskommissar fuer die Festigung deutschen 
Volkstums uebertragenen neuen Aufgaben durchfuehren sollte, wandte er 

sich mit der Bitte um Beitraege an die in diesen Aufgaben fuehrend taetigen 
Perscenlichkeiten, Der Bitte wurde entsprochen = das Ergebnis stellt das 
ale Dokument 2915-PS vorliegende Heft dar, 


36 In dem Heft wird eingehend die in den Provinzen Danzig-Westpreussen 
Posen und Oberschlesien geleistete Arbeit geschildert, Es ist darin nirgends 
die Rede von der von der Anklage behaupteten Absicht, die deutschen 

Grenzen inmer weiter nach Osten vorzuschieben, sondern einzig allein die 
Forderung herausgestellt, die im Oktober 1939 erreichten Reichsgrenzen 
endgueltig und ausschliesslich mit Deutschen zu besiedeln, um das Vorhanden= 
sein einer fremden Minderheit zu vermeiden, 


he Auch das Vorwort Himmlers zu diesem Heft kann nur ebenso aufge- 


fasst werden, In seiner Erlaeuterung durch den Herausgeber der Zeitschrift 


(Sette 158) wind auäruncklich gesagt UI N 


H1401 -0045 
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" Das ist der innere Sinn in dem Bekenntnis-Befehl des Reichsfuehrers-SS: 
Er enthaelt mit der Ablehnung der Gerranisation die Ablehnung jeder JEDE: 
künstlichen Vergroesserung der Volkszahl durch Assimilierung von Fremd- 


elementen......". | 


— 


Es war also nicht beabsichtigt, Polen durch Zwang zu Deutschen zu 


machen, 


56 Das Heft muss in seiner gesamten Tendenz gelesen und gewertet werden; 
es koennen nicht einzelne Saetze oder Absaetze herausgenommen, denen dann ein 
ihnen nicht innewohnender Sinn untergeschoben und sie schliesslich als Beweis 
fuer diesen ihnen untergeschobenen Sinn verwendet werden, wie dies von der 


Anklage geschehen ist, } 
NAT 
+ < - = 


t A l X 
UL A! sal f LA LS D 
OHeareercessesPovsevsteeese@ 


Signature of Affiant, | 


Subscribed and sworn to before me this A v. day of July 1946 in 


Nuernberp, p ut 


N A | 2 
= p v. d. Mb ; 4 
7 es $ Gba e dts tt Kult — 


Name, grade, ASN 


I, m. d. ——— being thoroughly conversant with English and German 


language, Certify that I have acted as interpreter for the swearing of the 
above affidavit, 


aut d 4 s... 





Affidavit Creutz II 


Germanisierung von Elsaessern nicht durbh SS durchgefuehrt (Frotoke Se 1334» 
15424, 1685 u. 3735 zu R 114, USA 314) 

Bei der Besprechung vom 4e8e2 betr. Richtlinien fuer die Behandlung von 
ausgesiedelten Elsaessern handelt es sich nicht um eine Konferenz von SS- 
Offizieren, sondern von Beamten des Reichskommissarse 3 der genannten Teil- 
nehmer des Stabshauptamtes gehoerten nicht der 9S an. 


Im uebringen handelt es sich tm Massnahmen des Chefs der Zivilverwaltung. 
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v Versicherung, | | INN | | 


I, Rudolf C r e u t z, geb, 6.4.1396 in Triest, SS-Oberfuehrer der 


WaffeneSS, Dienststellung im Stabshauntamt: Leiter der Abteilung Personal - 


Innere Verwaltung, Vertreter 3es Dienststellenleiters, 
being duly sworn, depose and say: 


Zu dem mir vorgelegten Dokument R 114 erklaere ich: 
l, Es haben nur Dienststellen des RK,(Reichskommissar) an der fraglichen 
Besprechung teilgenommen, naemlich des Stabshauptamtes, der Volksdeutschen 
Mittelstelle, des Reichssicherheitshauptamtes, und des Rasse=und Siedlungs- 
hauptamtes-SS, 
2a Die Besprechung, die rein informatorischen Charakter hatte, fand statt, 
weil der Chef der Zivilverwaltung in Elsass, der sich auf einen unmittel = 
baren Fuehrerauftrag berief, die Evakuierung von Elsaessern ins Altreich 
durchzufuehren wuenschte, Er wandte sich an das Stabshauptamt, das die 
Betreuung der evakuierten Elsaesser im Altreich durchzufuehren haben wuerde, 
Nicht nur weil die Unterbringungsschwierigkeiten im Altreich damals schon 
unueberwindlich waren, sondern auch aus grundsaetzlichen Erwaegungen heraus, 
hatten die Besprechungsteilnehmer vom Dienststellenleiter die Weisung, die 
geplanten Evakuierungsmassnahmen noch Moeglichkeit zu erschweren bezw, 
soweit moeglich (Stabshauptamt hatte keine Weisungsbefugnis an den Chef 
der Zivilveraltung.) QM zu verhindern, 
3, An der EE c rom Stabshauptamt teil: 
a) Dr, Stier (SS-Angehoeriger) fuer die grundsaetzliche Frage, 
b) Rechtsanwalt Hoffmann (nicht SS) fuer die Fragen des Handels und der 
Industrie, 
c) Dr, Scherler (nicht SS, kommandiert von Reichsarbeitsministerium) 
fuer die Fragen des Arbeitseinsatzes, 
d) Dr, Petri (SS-Angehoeriger) dto, 
e) Herr Labes (nicht SS) von der Deutschen Umsiedlungs-Treuhand G,m,b,H, 
der su Bvakuierenjen, ^ ÖCENSRECHTE 
Die vom Chef der Zivilverwaltung geplanten Massnahmen sind im Allgemeinen 
(bis auf einige wenige Faelle) unterblieben, AN N 


Vie du. UL. 


— ——— of Affiant 





MAM 


Subscribed and sworn to before me this / / day of July 1946 in 


Kalt El En 


AUTE Ors 


f 


NEN o 
j lo Ac i 
LL Gh L, being thoroughly conversant with English 
and German language, Certify that I have acted as interpreter for the 
swearing of the above affidavit, 


JV Vee Ich 


Name 








